
  

  

   
     

    

    
    

   

  

  
     

  
     

 
  

    
  

  

     
         

 

  

 

  

Deutscher Bundestag Drucksache 19/19019 

19. Wahlperiode 06.05.2020

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Haushaltsausschusses (8. Ausschuss) 

zu dem Antrag der Abgeordneten Stefan Liebich, Fabio De Masi, Kerstin Kassner, 

weiterer Abgeordneter und der Fraktion DIE LINKE. 
– Drucksache 19/18694 –

Schutzschirm für Kommunen in der Corona-Krise 

A. Problem

Die Bundesregierung hat gegen die sog. Corona-Krise ein Milliarden-Hilfspaket 
für Beschäftigte, Selbständige und Unternehmen auf den Weg gebracht. Die 
Kommunen müssen eine Vielzahl dieser Maßnahmen umsetzen. Sie stehen dabei 
durch sinkende Wirtschaftskraft und Einnahmen sowie steigende Ausgaben unter 
Druck. Kommunen laufen durch sinkende Steuereinnahmen bei steigenden Aus-
gaben zunehmend Gefahr, ihre Handlungsfähigkeit zu verlieren. Laut Schätzun-
gen des Landkreistages fehlen den Kommunen zurzeit Coronakrisen-bedingt min-
destens 11,5 Milliarden Euro (vgl. FAZ vom 1. April 2020, S.17). 

B. Lösung

Ablehnung des Antrags mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, 
SPD, AfD und FDP gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. bei Stimm-
enthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. 

C. Alternativen

Annahme des Antrags.

D. Kosten

Kosten wurden nicht erörtert.
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag auf Drucksache 19/18694 abzulehnen. 

Berlin, den 6. Mai 2020 

Der Haushaltsausschuss 

Peter Boehringer 
Vorsitzender und Berichterstatter 

Eckhardt Rehberg 
Berichterstatter 

Dennis Rohde 
Berichterstatter 

Otto Fricke 
Berichterstatter 

Dr. Gesine Lötzsch 
Berichterstatterin 

Sven-Christian Kindler 
Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Eckhardt Rehberg, Dennis Rohde, Peter Boehringer, Otto 
Fricke, Dr. Gesine Lötzsch und Sven-Christian Kindler 

I. Überweisung 

Der Deutsche Bundestag hat in seiner 156. Sitzung am 23. April 2020 den Antrag auf Drucksache 19/18694 zur 
federführenden Beratung an den Haushaltsausschuss und zur Mitberatung an den Finanzausschuss, den Ausschuss 
Wirtschaft und Energie sowie an den Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Mit dem Antrag der Fraktion DIE LINKE. soll der Deutsche Bundestag die Bundesregierung auffordern, 

1. die Verhandlungen über einen Altschuldenfonds, der die Übernahme von Zins- und Tilgungsverpflichtungen 
überschuldeter Kommunen durch den Bund vorsieht, zum Abschluss zu bringen und unverzüglich einen entspre-
chenden Gesetzentwurf vorzulegen, 

2. einen Gesetzentwurf vorzulegen, mit dem ein Solidarpakt III für strukturschwache Kommunen eingeführt wird, 
um gleichwertige Lebensverhältnisse in Deutschland zu sichern, 

3. einen Gesetzentwurf vorzulegen, mit dem die Länder, die grundsätzlich für die Finanzausstattung der Kommu-
nen verantwortlich sind, vom Bund einen Ausgleich für besondere Finanzbedarfe durch die sog. Corona-Krise 
(Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen in Anlehnung an § 12 MaßstG i. V. m. § 11 Absatz 3 u. 4 FAG) 
erhalten, 

4. einen Gesetzentwurf vorzulegen, mit dem die vierteljährlichen Abschlagszahlungen von Gewerbesteuern der 
Kommunen an den Bund vorübergehend ausgesetzt werden können, und zugleich zu prüfen, ob zur Stärkung der 
kommunalen Finanzkraft die Gewerbesteuerumlage von überschuldeten Kommunen an den Bund auszusetzen ist, 

5. dafür Sorge zu tragen, dass Bund und Länder finanzielle Lasten der Kommunen durch bundes- und landesge-
setzliche Verpflichtungen in Verbindung mit der sog. Corona-Krise vollständig übernehmen, um das Konnexi-
tätsprinzip („Wer bestellt, bezahlt“) zu wahren (Nachsorge-Plan). 

III. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Finanzausschuss hat den Antrag der Fraktion DIE LINKE. auf Drucksache 19/18694 in seiner 77. Sitzung 
am 6. Mai 2020 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen 
die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die Vor-
lage abzulehnen. 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie hat den Antrag der Fraktion DIE LINKE. auf Drucksache 19/18694 
in seiner 69. Sitzung am 6. Mai 2020 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, 
AfD und FDP gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN, die Vorlage abzulehnen. 

Der Ausschuss für Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen hat den Antrag der Fraktion DIE LINKE. 
auf Drucksache 19/18694 in seiner 46. Sitzung am 6. Mai 2020 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Frak-
tionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen die Stimmen der Fraktion DIE LINKE. bei Stimmenthaltung 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die Vorlage abzulehnen. 
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IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss 

Der Haushaltsausschuss hat den Antrag der Fraktion DIE LINKE. auf Drucksache 19/18694 in seiner 62. Sitzung 
am 6. Mai 2020 abschließend beraten. 

Der Haushaltsausschuss beschloss mehrheitlich, dem Deutschen Bundestag zu empfehlen, den Antrag der Frak-
tion DIE LINKE. auf Drucksache 19/18694 abzulehnen. 

Der Beschluss wurde mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD, AfD und FDP gegen die Stimmen 
der Fraktion DIE LINKE. bei Stimmenthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gefasst. 

Berlin, den 6. Mai 2020 

Eckhardt Rehberg 
Berichterstatter 

Dennis Rohde 
Berichterstatter 

Peter Boehringer 
Berichterstatter 

Otto Fricke 
Berichterstatter 

Dr. Gesine Lötzsch 
Berichterstatterin 

Sven-Christian Kindler 
Berichterstatter 
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